
Abb. 13. K i r c h e n b u r g  i n  D e u t s c h - W e i ß k i r c h  (gez. v. E. G e i g e r ,  Ulm). 
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Alle Rechte V o r b e h a l t e n .  — Für nicht verlangte Beiträge keine Gewähr

London der Zukunft.
(London of the Future.)

n London wurde am 9. Febr. 1912 eine Ge­
sellschaft gegründet „The London Society“, 
deren Zweck ist, die S tad t „dort schön zu 
gestalten, wo sie es n icht ist, und schön zu
erhalten, wo sie es is t“. Ih r sollte es also
nicht an Gedanken und Idealism us fehlen, 

aber sie sollte auch geschäftliche V orschläge (business 
propositions) machen, sich aber fern halten von spekula­
tiven. unausführbaren und unmöglichen G eldgeschäften. 
Der Krieg hinderte eine regere T ätigkeit, n ich t aber die 
Herstellung einer K arte der S tad t und ihrer Umgebung 
im Umkreis von 15 engl. Meilen (24 km), deren Zweck 
vorzugsweise ist. die A usfallstraßen und ihre Nebenwege 
zu zeigen, die von der V erkehrsbehörde (Traffic Branch 
of the Board of Trade) aufgestellt w urden, und eigene 
Anregungen, hauptsächlich auch hinsichtlich der Grün- und 
Wasserflächen, hinzuzufügen. 1921 tr a t sie m it einem 
starken Bande hervor, der un ter dem Namen „ L o n d o n
d e r  Z u k u n f t “ von Sir A ston W e b b herausgegeben
wurde, eine Zusam m enstellung von 
Aufsätzen verschiedener Mitglieder 
der Gesellschaft, Durch die Güte eines 
Mitarbeiters, des S tädtebauers M. R.
Un wi n ,  ist m ir dies W erk zugegangen.

Die V erkehrsfragen scheinen mir 
die w ichtigsten. Auf einem Gebiete 
von nahezu 700 engl. □  Meilen wohnen 
7,2 Millionen Menschen, in der G raf­
schaft London von 117 Q  Meilen und 
dem Polizeibezirk der H aup tstad t von 
576 □  Meilen befinden sich 116 O rt­
schaften, die zum Teil ihre S elbstän­
digkeit gew ahrt, also in jeder R egelung 
der V erkehrslinien, sow eit sie ihr Ge­
biet berührt, m itzureden haben. So 
rufen denn die Fachleute  alle nach 
einer leitenden, m it ausreichender 
Macht au sgesta tte ten  Behörde, einem 
Oberen V erkehrsam t für G roßlondon, 
w ährend die K lage über die Schw er­
fälligkeit der bestehenden V erw altung 
allseitig ertönt. D er G rafschaftsra t ha t 
137 Mitglieder, der S tad tra t 206 Mit­
glieder, die a lljährlich  gew ählt werden, 
und 26 lebenslänglich erw ählte A lder- 
men; 28 Gem einden haben je 30 bis

Von Cornelius G u r 1 i 11.
60 alle drei Jah re  erw ählte Ratsm itglieder. Die W ahlen, 
an denen auch die F rauen teilnehmen, finden wenig Be­
teiligung. Nur eine Gemeinde brachte 50 v. H. der W ähler 
an die Urne. Dazu sind die R äte tief verschuldet. Schon 
1913 betrug ihre Anleihe 114 Mill. £ =  etw a 2308 Mill. 
Friedensm ark.

U nter ihre A ufgaben fällt die Beschleusung der Stadt. 
F ast 600 km Schleusen kosteten  über 5,5 Mill. f . Dann der 
Bau von A rbeiterw ohnungen: 1919 w urde den Ortsbehörden 
aufgegeben, Bebauungspläne zu schaffen, und ihnen für 
die Geldbeschaffung weitgehende R echte zugebilligt, sowie 
hinsichtlich der Beleihung neuerbauter Häuser. W eiter 
haben sie für die Feuersicherheit zu sorgen, die Theater 
und Kinos zu genehm igen und zu überwachen, deren es 
zusammen 1913 in der G rafschaft nicht weniger als 680 gab.

Dazu kommen die Grünlandflächen in B etracht, die 
örtlichen Museen und Büchereien, der V erkehr, die Brücken, 
die Beleuchtung, das gesam te niedere und gewerbliche 
Schulwesen.

Abb. 14. K i r c h e n k a s t e l l  i n  W u r m l o c h .  (Gez. v. E. G e i g e r, Ulm.)
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Den Städtebauer beschäftigen in erster Linie die V e 1 - 
k e h r s f r a g e n .  Alle Stimmen des vorliegenden Buches 
erkennen in diesen die am schwersten zu lösende Aufgabe. 
Neunzehn H auptstraßen führen vom Umlande in das Staclt- 
innere, die 33 solcher an der Stadtgrenze in sich aufnehmen. 
Die G rundgestaltung von London zeigt die Entw icklungs­
geschichte der Stadt. Seit ältester Zeit bilden die beiden 
Städte, aus denen London hervorging, London und W est- 
minster, eine Verkehrsstelle, zu der von allen Seiten
Menschen zuströmten. An den Ausfallstraßen entw ickelten
sich die Vororte. Das Bild der S tadt is t also das eines 
Sternes mit vielen ausstrahlenden Linien. Die Zwischen­
verbindungen zwischen den alten und neuen V ororten 
fehlen fast ganz. Der D urchgangsverkehr von einem V or­
ort zum anderen vollzieht sich so, daß man das Stadtinnere 
auf sucht und von hier wieder den Weg nach außen findet.

1911 wohnten .
in der City nicht '
ganz 20ODO Men- ^
sehen, zumeist 
H ausverwalter,

300 000 arbeite­
ten dort, 1077000 
ström ten an ei­
nem Tag von 
außen ein. Die 
alten Ausfall­
straßen waren 
schon zu Anfang 
des 19. Ja h r­
hunderts unge­
nügend für den 

. Wagen verkehr, 
wurden zunächst 
durch die E isen­
bahnen ent­

lastet, w ährend

Abb. 12.

K i r c h e n k a s t e l l  
i n

H o n i g b e r g .

westlich von London en tfern t liegen, erscheint der „Lon­
doner D reck“ in Schwaden, liegt auf dem Schnee eine 
schwarze Rußschiclit. W enn auch die A nwendung von 
elektrischer K raft manche B esserung verspricht, sind die 
Bemühungen der m it der R auchplage sich beschäftigenden 
G esellschaft doch im w esentlichen ohne durchschlagenden 
Erfolg geblieben, w ährend für die W asserversorgung — 
145 L iter täglich für den K opf —  durch A ufkauf von acht 
privilegierte» ' Gesellschaften und eine besondere Behörde 
bestens gesorgt ist.

Der Zustand der B evölkerung in den Industriestädten 
Englands wird an einem Beispiel e rläu te rt: Von 1000 im 
K riege eingezogenen jungen Männern w urden nur 460 als 
kriegstüchtig  anerkann t; dabei w ird angenom m en, daß in 
London dies V erhältnis noch übler sei. Der Bericht­
e rs ta tte r schreibt dies dem Mangel an Pflanzen in London 
zu. Das vielgebrauchte W ort, daß  die öffentlichen Parke 
die Lungen der S tad t seien, w ird n ich t w iederholt. Auch 
w ird der Hygieniker, der die schädlichen Folgen der R auch­
entw icklung kennt, schwerlich dem G edanken zustimmen, 
daß durch die in Sir A stons Buch gem achten Vorschläge, 
selbst wenn sie alle ausgeführt w erden, eine m erkliche Ge­
sundung der Bevölkerung herbeigeführt w erden könne. Der 
von der London Society aufgestellte P lan  sucht die Parke, 
öffentlichen G ärten, Squares, Spielplätze durch Parkw ege, 
Alleen, Boulevards untereinander zu verbinden. W as sonst

an  V orschlägen 
gem acht wird, 

y^r- zeigt n ich t eben 
w eiten  Blick, 
außer demjeni 
gen eines w eiten 
R inges von Grün 
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sie je tz t den V erkehr des K raftfuhrw erkes w iederaufzunehm en 
haben; Bereits 1914 waren nur i  v. H. der Personenfuhrw erke 
vonPferden gezogen. Wenn auch die Kürze und größere Be­
weglichkeit des Auto im Verhältnis zum Pferdefuhrw erk 
günstig  w irkte, so wurde dies doch durch den Umstand aus­
geglichen, daß die Menge des Fraehtfuhrw erkes m it K raft­
betrieb ganz außerordentlich zunahm. Die H auptbrücken 
in W estminster, London und Blackfriars benutzten 1914 je 
17 500—18 600 Fuhrw erke täglich, und zwar zumeist je 
nach der Tageszeit in e i n e r  Richtung.

Eine klare Scheidung zwischen Industrie- und W ohn­
vierteln fehlt noch in London. Zwar sucht die Industrie 
die Nähe des Hafens, also die Themseufer unterhalb 
London, und die Nähe der Bahnen auf. Aber w ährend des 
Krieges wurden die Fabriken, die für Rüstungszwecke 
arbeiteten, ohne Rücksichtnahm e auf städtebauliche E r­
fordernisse innerhalb des Stadtgebietes errichtet. Diese 
Schäden der Industrie treten  auch da in die Erscheinung, 
wo es sich um den Kampf gegen ein Hauptübel Londons 
handelt, nämlich die Rauchplage. Eine gew altige Industrie 
und 0,6 Millionen Einzelhäuser senden alltäglich ihren 
Rauch in die Luft, ein Umstand, der sich besonders bei 
dem für die S tadt besonders peinlichen Nebel äußert. An 
Kohlen werden 17 Mill. Tonnen jährlich verbrannt, die 
340 000 ‘ Schwefel erzeugen, und 70 000 t Ruß fallen nieder. 
Die Gesetze gegen die Rauchentw icklung sind unzureichend, 
die Regierung wird angeklagt, nicht entschieden genug 
vorzugehen, obgleich seit dem 13. Jah rhundert gegen die 
Plage angekäm pft wird. Auf Feldern, die über 100 km
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der durch einen G ürtel von e tw a e inerhalbenengl. M eileBreite
zusam menfassen soll. An K osten hofft man dadurch zu 
sparen, daß ein Teil des Geländes der L andw irtschaft frei 
gehalten wird. Aber es w erden m ehr wohlgemeinte 
W ünsche ausgesprochen als tatsäch liche H inweise auf die 
Wege für ihre D urchführung gegeben. Nach den wenigen 
A nhaltspunkten, die der Bericht gibt, w ürde der R ing über 
100 km lang werden.

Infolge des Mangels einer strengen T eilung zwischen 
Industrie- und W ohnvierteln verm ehren die L asten , die zu 
den A rbeitsstätten  kommen, von ihnen gehen, von  einer 
zur anderen befördert w erden, den V erkehr schw ersten 
Fuhrw erks auf den städtischen S traßen. In  die und aus 
den größten M arkthallen der W elt muß jeder Z entner W are 
durch die belebtesten S traßen Londons gefahren werden. 
Allgemein ist die K lage fiber deren Ü berlastung, über 
die Gefahren an S traßenkreuzungen, über die durch die 
bewachende Polizei entstehenden K osten, die Hemmungen 
durch haltende W agen. M arktstände und andere H inder­
nisse, zumal viele V erkehrsstraßen nich t b re iter als 3 2 ' 
(nicht ganz 10 m) sind. S traßenverbreiterung  h ilft wenig, 
schafft vielmehr w ährend des Baues schw er erträgliche 
Zustände. Als besser wird anerkann t, E ntlastungsstraßen  
anzulegen. Einige solche S traßen, die in das westliche
London führen, w urden in der B reite von 18.3 25.7 “
gebaut. Die Straßenpolizei, m einer A nsicht nach die beste 
der Welt, die dem Londoner anerzogene R ücksichtnahm e 
aut die V erkehrsregeln, die geschickt angelegten tech­
nischen v orkehrungen zur R egelung der Fahrrich tung  nach
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beiden Seiten sind schließlich m achtlos gegen die A n­
häufungen und dadurch bew irkte S tockungen. W enn auch 
der Technikr'ahgeblich alles möglich ist, so zeigten sich 
doch auch durch die Fülle der A ushilfsm ittel immer wieder 
erneut aufsteigende Schw ierigkeiten.

Dem sternförm igen S traßenplan  verw andt ist die Ge­
staltung der B a h n l i n i e n .  Jede  der G esellschaften, 
denen die Linien gehören, suchte tunlichst nahe an die 
Stadtmitte m it ihrem E ndbahnhof (Terminus) heran zu 
kommen: 17 solche Linien enden in London. D urchreisende 
sind gezwungen, zu Fuß oder sonst wie den nächsten T er­
minus aufzusuchen. Die Gesellschaften stehen unter sich 
im W ettkampf: daher der V orschlag, die R egierung solle 
sich Gewalt über das gesam te Bahnwesen verschaffen. 
Vorläufig hat die London Society V orschläge ausgearbeitet, 
um das Bahnsystem einheitlicher zu gestalten . Sie schlägt 
vor bei neben einander hinführenden K onkurrenzlinien 
eine einzuziehen, die V erm ehrung von Zugangslinien und 
die Ausdehnung der Bahnhöfe im Innern  der S tadt aufzu- 
haiten. Der Vorschlag der Society fängt die m eisten Linien 
an der Stadtgrenze durch V erbindungslinien ab und führt 
den Fernverkehr nur in 4 H auptbahnhöfe ein, die unter 
sich durch eine in den U ntergrund gelegte Linie verbunden 
werden sollen. Dadurch w ürde viel Land in der Innenstadt 
o-ewonnen, das den ästhetischen W ünschen der London 
Society zu Gute käme.

Mit Neid sieht, London auf die P ariser Boulevards: 
der Zweck mancher neu geplanter Straßen ist unverkenn­
bar, der S tadtverschönerung zu dienen. So im Stadtteil 
Newington, der durch eine neue Themse-Brücke zwischen 
W aterloo und W estm inster Bridge erschlossen w erden soll, 
wobei nam entlich das rechte Themseufer, dessen übler Zu­
stand man allgemein als Schande empfindet, verbessert 
w erden soll. Ein neuer Bahnhof m it guten Zugängen 
h ä tte  die jetzige W aterloostation zu ersetzen. Ein anderer 
P lan benutzt dieselbe neue Brücke, um nach dem Trafalgar 
Square und dem British Museum eine P rach tstraße  durch­
zubrechen.

Es is t nicht anzunehmen, daß durch die Straße die 
G esam theit von London w esentlichen Vorteil hätte, handelt 
es sich doch um Straßen, für die der V erkehr erst heran­
gezogen werden soll. Bei dem Durchbruch von Kingsway, 
einer der bedeutendsten Neuanlagen, w ählte man eine 
Straßenbreite von 8 0 ' (24,3 m) und gestatte te  gleiche Höhe 
für die Straßenwände. Solche Straßen sind nach Ansicht 
des B erichterstatters weder schmal noch breit, sondern 
unklar (nondescript) und langweilig. Auch die in dem Sir 
A ston’schen Buche veröffentlichten Pläne zeigen nichts 
künstlerisch Eigenartiges, bezeichnend Londonisches, viel­
mehr den Einfluß von Paris übernom mener Anschauungen 
über die Aufgaben des Städtebaues. —-

(Schluß folgt.)

Die W ohnungsfrage und ihre Gesetzgebung.
Nach dem Vortrag, gehalten auf der 48. A bgeordnetenversam m lung des V erbandes D eutscher A rchitekten- und 

Ingenieurvereine in D anzig, von S tad tbaud irek to r Dr.-Ing. A lbert G u t  in München*).
enn man da^ W esen der „W ohnungsfrage“ 
mit zwei W orten kennzeichnen will, so muß 
man feststellen, daß es sich hierbei nicht um 
eine einzelne, sondern um einen ganzen K om ­
plex von Fragen handelt. So gehört bei­
spielsweise schon die Bodenfrage, also die 

Beschaffung von Bauland und Siedlungsland, streng  ge­
nommen zur W ohnungsfrage; es gehört dazu vor allem 
die Frage der E rrichtung neuer W ohnungen, aber auch die 
Frage der E rhaltung der alten W ohnungen; ferner die 
Mietpreisfrage und der gesam te M ieterschutz; nicht zuletzt 
auch die Baustoff- und B auarbeiterfrage sowie die Hypo­
thekenfrage und die der Baugeldbeschaffung; als letztes 
Beispiel sei noch die Teilfrage der Zwangsw irtschaft .auf 
dem Gebiete des W ohnungswesens erw ähnt.

Man mag nun dieses vielgestaltige Problem anfassen, 
wo m an will, es wird sich stets dem B etrachter in allen 
seinen Teilgebieten zwangläufig aufrollen, weil jede Teil­
frage mit einer oder m ehreren anderen Teilfragen un trenn­
bar verbunden ist. Eine solche Teilfrage, die in der letzten  
Zeit besonders häufig und auch besonders hitzig in den 
Tageszeitungen und Fachzeitschriften behandelt worden 
ist, betrifft die Frage der Z w a n g s w i r t s c h a f t  auf 
dem Gebiet des W ohnungswesens. W ir wollen heute das 
Gesamtproblem aufrollen, indem wir m it der E rörterung  
dieser Teilfrage beginnen.

Auf der Suche nach einem Schuldigen dafür, daß seit 
Kriegsende viel zu wenig neue W ohnungen gebaut w orden 
sind und die W ohnungsnot sich immer erschreckender au s­
wächst, hört man immer häufiger auch in A rch itek ten ­
kreisen die Behauptung, daß die Zw angsw irtschaft daran 
schuld sei, daß zu w enig gebaut werde. Machen wir uns 
aber zunächst einmal klar, daß „Zw angsw irtschaft des 
W ohnungswesens“ n ich t einm al ein einheitlicher Begriff 
ist! W ir haben vorher bereits gesehen, daß sich das 
W ohnungswesen aus verschiedenen Teilgebieten zusam m en­
setzt. Auf einzelnen von diesen Teilgebieten haben wir 
eine scharfe, auf einzelnen eine gem ilderte, auf anderen 
überhaupt keine Zw angsw irtschaft. W ir haben eine Zw angs­
wirtschaft beispielsweise insofern, als die vorhandenen und 
verfügbaren W ohnungen behördlich v erte ilt werden, als die 
vorhandenen W ohnungen n ich t beliebig vern ich te t oder für 
andere als W ohnzw ecke benu tz t w erden dürfen; als vo r­
handene W ohnungen, die für andere als W ohnzwecke 
benutzt werden, un ter gew issen V oraussetzungen dem 
Wohnzweck w ieder zugeführt w erden können; ferner in­
sofern, als niem and m e h r  W ohnräum e benutzen darf, als 
der Größe seiner Fam ilie en tsprich t; insofern, als die Miet­
preise für alte W ohnungen (wohl gem erk t nur für alte!)

*) A n m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g .  Die Frage der Auf­
hebung der Z w an g sw irtsch aft im Wohnungswesen ist in unseren Spalten so 
oft beh an d e lt w orden , daß wir auch einmal einem speziell im Wohnungs­
wesen tä tig e n  F ach m an n , dem Leiter des Wohnungsamtes in München, das 
W ort g lauben geben  zu sollen. Wir überlassen es dem  Leser selbst, zu 
den d a rin  v e r tre te n e n  Anschauungen u n d  Richtlinien für , ine Gesundung 
des W ohnungsw esens  Stellung zu nehm en . Es sei darauf aufmerksam 
gem acht, daß  d e r  Vortrag bereits in d e r 2. Hälfte des August ds. J. ge­
halten  w o rd en  is t .  —

nicht beliebig gesteigert werden dürfen; ferner insofern, 
als ein W ohnungsm ieter nicht ohne weiteres grundlos ge­
kündigt und auf die Straße gesetzt werden darf; schließlich 
vielleicht auch insofern, als W ohnungen, die m it U nter­
stützung öffentlicher Gelder erbaut werden wollen, be­
stim m ten V oraussetzungen entsprechen und bestimmte Be­
dingungen erfüllen müssen.

W enn nun die Zw angsw irtschaft auf allen diesen Ge­
bieten aufgehoben wird, wie es gefordert wird, so müssen 
w ir fragen, welchen Einfluß dies auf die F ö r d e r u n g  
d e r  N e u b a u t ä t i g k e i t  haben kann und soll. Wieso 
soll dann die Finanzierung der N eubautätigkeit „sofort“ 
möglich sein? W ir müssen uns doch darüber k lar sein, daß 
die Aufhebung der Zw angsw irtschaft auf vielen von diesen 
Teilgebieten m it der W ohnungsneubautätigkeit und ihrer 
Finanzierung nicht das Geringste zu tun  hat oder doch nur 
in  einem ganz losen Zusammenhang dam it steht. W enn 
heute z. B. durch Aufhebung der Zw angswirtschaft die 
M öglichkeit beseitigt w ird, daß die Behörden verhindern 
können, daß W ohnungen für andere als W ohnzwecke in 
Benutzung genommen werden, dann w ird m an lediglich 
erreichen, daß dieselben W ohnungen, die heute Familien als 
Obdach dienen, morgen zu Bankfilialen und Kinemato- 
graphentheatern  verw andelt werden! W enn heute ferner 
bei dem schreienden Mißverhältnis zwischen W ohnungs­
angebot und W ohnungsnachfrage die W ohnungsverm itt­
lung von der behördlichen K ontrolle freigegeben werden 
sollte, dann w ürde man als Folge morgen bei Portiers und 
H ausm eistern und noch anderen Personen ein Bestechungs­
unw esen und einen W ucher zu verzeichnen haben, man 
w ürde ein W ohnungsverm ittler-Schiebertum  aus dem Boden 
schießen sehen, daß uns die Augen übergehen müßten.

Man ha t anderseits auch von der „ungeheuerlichen 
K orrup tion“ in den W ohnungsäm tern gesprochen. Es 
muß aufs Tiefste beklagt werden und es ist bezeichnend für 
unser ganzes heutiges öffentliches Leben, daß die V er­
fehlungen Einzelner, die gewiß in keiner W eise beschönigt 
oder entschuldigt werden sollen, zu solchen, die Interessen 
der Allgem einheit in höchstem Maße schädigenden und 
unhaltbaren Verallgem einerungen führen können. Die V er­
fehlungen, wie sie in deutschen W ohnungsäm tern vo r­
gekomm en sind, sind nicht zahlreicher und nicht größer, 
wie sie in jedem anderen öffentlichen Betriebe (etwa bei 
der Post oder der Eisenbahn) und in P rivatbetrieben Vor­
kommen, und das, obwohl diese Ämter n ich t über ein altes 
geschultes Personal verfügten, sondern in einem Zeitpunkt 
aus der E rde gestam pft werden m ußten, als das ein­
gearbeitete, bew ährte Personal der Gemeinden noch im 
Felde stand. Aber w enn heute das Mietwesen bedingungs­
los freigegeben w erden sollte, d a n n  könnte das deutsche 
Volk einmal erfahren, was B estechungsunwesen und K or­
ruption bedeutet.

W ie kann man ferner in einer Zeit so krasser W oh­
nungsnot ernstlich die völlige Freigabe der Mieten in den 
alten  W ohnungen fordern wollen? W ir alle wissen als 
T echniker und K aufleute, daß sich der Preis einer W are

27. Oktober 1923.
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nach dem Angebot richtet. Da aber das Angebot von 
W ohnungen zur Zeit schlechterdings nicht in einem Aus­
maße, daß es das Angebot w irklich stärker beeinflussen 
könnte, verm ehrt werden kann, wäre die u f e r l ö s t e  
Steigerung des Preises der vorhandenen W are die sichere 
Folge. W er den geforderten Preis nicht zahlen könnte, 
würde gekündigt und auf die Straße gesetzt werden. Denn 
die Forderung der Aufhebung der Zwangswirtschaft schließt 
auch die Aufhebung des M ieterschutzes in sich.

Noch ein weiteres Beispiel! Die Stadtgem einden bzw. 
die W ohnungsäm ter haben dank der ihnen zustehenden 
Befugnisse Tausende von W ohnungen, die für andere als 
Wohnzwecke in Benutzung w aren (z. B. Möbellager, als 
W erkstätten  und Lagerräum e, als Bars und Geschäfts­
räume usw.) wieder dem W ohnzwecke zugeführt, ohne daß 
andere Kosten entstanden sind, als die weniger Beam ten­
gehälter. Durch diese Tätigkeit der W ohnungsäm ter sind 
den Gemeinden Milliarden erspart worden! Viel w ichtiger 
als diese Ersparnis ist aber bei dem Darniederliegen der 
Bautätigkeit die hohe Bedeutung der großen Zahl der auf 
diese Weise gewonnenen W ohnungen, die in vielen Orten 
der Zahl der Neubauten gleichkommt und sie zum Teil 
sogar übertrifft. Es könnten in den Großstädten auf diese 
Weise auch jetzt noch viele Tausende von W ohnräum en 
freigemacht werden, insbesondere dann, wenn man den 
W ohnungsäm tern einmal mit einer richtigen Mietpreis­
politik zu Hilfe kommen wollte, die verhindert, daß diese 
W ohnräume den betreffenden Betrieben viel zu billig zur 
Verfügung stehen, sodaß sie gar kein Interesse daran 
haben, sich einzuschränken.*) Eine planlose Aufhebung der 
Zwangswirtschaft würde auch hier w ieder eine (im übrigen 
in der Öffentlichkeit viel zu wenig bekannte) erfolgreiche 
und segensreiche T ätigkeit der W ohnungsäm ter vernichten, 
ohne etwas Besseres an ihre Stelle zu setzen.

Die Behandlung unseres W ohnungswesens leidet heute
u. a. unter einem Grundfehler, und das ist der, daß die 
W ohnungsfrage, die eine technische Frage, oder auch eine 
hygienische oder eine soziale, aber nie und nimmer eine 
politische Frage ist, f a s t  n u r  v o m  p o l i t i s c h e n  
G e s i c h t s w i n k e l  a u s  u n d  a n  d e n  m a ß g e b e n ­
d e n  S t e l l e n  f a s t  n u r  v o n  P o l i t i k e r n  behandelt 
wird. W enn die W ohnungsfrage in wichtigen Punkten 
heute so verfahren ist, so ist diese Tatsache m it in erster 
Linie darauf zurückzuführen, daß bei den entscheidenden 
Beschlüssen unserer gesetzgebenden Faktoren  viel zu 
wenig Männer der Praxis und der Technik und daher auch 
viel zu wenig Gesichtspunkte der Praxis und der Technik 
mitgesprochen haben. Trotzdem muß auch ich je tz t die 
Frage der sofortigen Aufhebung der Zwangswirtschaft ein­
mal vom politischen G esichtspunkt aus betrachten. Welches 
würden innerpolitisch die Folgen einer solchen Maßnahme 
sein? Sie sind sicherlich schwer auszudenken. Ich fürchte, 
wenn zu all den maßlosen Lebensschwierigkeiten, die den 
deutschen S taatsbürger schon heute zermürben und seine 
Nerven zerrütten, auch noch täglich und stündlich die 
Gefahr hinzukäme, ohne Dach über dem Kopfe zu sein, 
daß dann das Chaos und das Ende nicht mehr fern wären. 
Es ist eben mit der Zwangswirtschaft auf dem Gebiete des 
W ohnungswesens nicht so, wie es seinerzeit etwa m it der 
Zwangsbewirtschaftung gewisser Lebensmittel und Gegen­
stände des täglichen Bedarfs gewesen ist. Diese Dinge

*) Bis zu einem  gew issen G rade *ist d iese r F o rderung  in P reu ß en  
durch  die F re igabe  der M ieten iu  den G eschäftshäusern  (A usiührungs- 
bestim m ungen zum R eichsm ietengesetz vom 4./17. A ugust 1923) inzw ischen 
R echnung getragen  w orden . (Inzw ischen w ieder suspend iert! D ie Schrift­
le itung .) —

Wettbewerbe.
Schinkel-Weltbewerb des Architekten-Vereins zu Berlin.

Der preußische Finanzm inister hat im Einverständnis mit 
dem Reichsverkehrsm inister den P reisträgern  beim Schin­
kel-W ettbewerb mit W irkung vom 1. April 1923 ab als 
Reiseprämie denjenigen Betrag gew ährt, der den jeweilig 
niedrigsten Dienstbezügen (ohne Sonderzuschlag) eines 
Beamten der Besoldungsgruppe IA  10 — O rtsklasse B — 
für einen Monat gleichkommt. Für die Bemessung der 
Präm ie ist der vor dem R eiseantritt liegende Tag des An­
trages auf Auszahlung des Präm ienbeitrages maßgebend. — 

Tote.
Robert Schirmer f .  Am 23. September 1923 starb in 

Berlin im 74. Lebensjahre der A rchitekturbildhauer Robert 
S c h i r m e r , aus dessen K unstw erkstatt, die in den 
Jahren 1890—1914 in höchster Blüte stand, ein großer Teil 
der in diesen Jah ren  entstandenen S taats- und städt. 
Gebäude und viele Privatbauten  ihren ornam entalen 
Schmuck erhalten haben. Es seien hier nur einige Bei­
spiele genannt: in Berlin: Alte kgl. Bibliothek (Aula). Neue 
kgl. Bibliothek, Reichsmil.-Gericht, Oberverw .-Gericht,Hoch­
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waren vorhanden und w urden nur zurückgehalten, und sie 
können auch heute immer noch in verhältnism äßig be­
liebigen Mengen erzeugt w erden, sodaß einer völlig ufer­
losen Preisbildung ein gew isser Damm entgegengesetzt ist. 
Auf dem Gebiete des W ohnungsw esens aber fehlt die Ware, 
und sie kann auch zur Zeit n ich t beliebig erzeugt werden.

Ich könnte noch an zahlreichen Beispielen zeigen, daß 
die Forderung „Aufhebung der Z w angsw irtschaft“ ein 
Schlagwort und in der bisher m eistens vorgebrachten  Form 
(nämlich „s o f o r t i g e“ A ufhebung der Zwangswirtschaft) 
p raktisch  undurchführbar ist. Aber es scheint so zu sein, 
daß der Deutsche immer erst dann lern t, wenn er selbst 
das Lehrgeld bezahlt und die Folgen am eigenen Leibe 
gespürt hat. Sonst könnte uns doch ein Blick auf das Aus­
land vor gewissen trügerischen Hoffnungen und darauf 
aufgebauten falschen M aßnahmen bew ahren. Sehen wir 
z. B. nach N ordam erika, dem jenigen Lande, in dem im 
W ohnungswesen überhaupt keine Z w angsw irtschaft ein­
geführt war, so wissen wir, daß auch dort tro tz  alledem die 
B autätigkeit jahrelang fast völlig geruht hat und je tz t erst 
durch w eitgehende Sonderm aßnahm en, besonders durch 
umfangreiche Steuerbefreiungen, einigerm aßen wieder in 
Gang gesetzt worden ist. England hat die Zwangswirt­
schaft gehabt, hatte  sie aufgehoben und sah sich ge­
zwungen, nachdem  die B au tätigkeit hiernach völlig zu 
erliegen drohte, sie in gewissem Umfang und namentlich 
das System der öffentlichen B aukostenzuschüsse sowie ein 
Höchstm ietengesetz w ieder einzuführen.

W enn m an nun nach meinen bisherigen Ausführungen 
etw a der Auffassung sein sollte, daß ich ein begeisterter 
A nhänger der Zw angsw irtschaft auf dem Gebiet des W oh­
nungsw esens sei, so w äre dies ein grundlegender Irrtum . 
Vielmehr möchte ich im engsten Zusamm enhang m it meinen 
bisherigen D arlegungen m it allem N achdruck den Satz aus­
sprechen: „ Z w a n g s w i r t s c h a f t  k a n n  n i e m a l s
S e l b s t z w e c k  s e i n ! “ Auch die Zw angsw irtschaft auf 
dem Gebiete des W ohnungsw esens is t nur ein notw endiges 
Übel und nu r insoweit berechtigt, als sie im S tande ist, 
uns vor größeren N achteilen und Schäden zu bew ahren, 
als sie selbst m it sich bringt. Aber nicht ihre sinn- und 
planlose, nicht ihre sofortige Aufhebung ohne B erück­
sichtigung der verschiedenen Teilgebiete des W ohnungs­
wesens kann die Forderung des Tages sein, sondern zu­
nächst einmal ihre vernunftgem äße D urchführung und 
Handhabung, wobei gleichzeitig im Auge zu behalten ist, 
ob und w ann sie planm äßig nach Maßgabe der jew eiligen 
w irtschaftlichen V erhältnisse abgebaut w erden kann. D i e  
R ü c k k e h r  z u m  w i r t s c h a f t l i c h e n  B a u e n  m u ß  
d a b e i  a l s  l e t z t e s  Z i e l  i n s  A u g e  g e f a ß t  
w e r d e n .  Je  früher diese R ückkehr erfolgen kann, desto 
bessef für uns alle! Der Abbau der Z w angsw irtschaft kann 
jedoch nur planm äßig und som it auch die R ückkehr zur 
freien W irtschaft nur planm äßig, n ich t plötzlich erfolgen. 
Der planm äßige Abbau der Zw angsw irtschaft hat aber 
bereits eingesetzt. E r w ird sich w eiter fortführen lassen, 
er w ird jedoch erst dann in vollem Umfang und auf allen 
Teilgebieten erfolgen können, wenn einigerm aßen ein A us­
gleich zwischen/ W ohnungsangebot und W ohnung-snachfrage 
eingetreten ist. Er hat mit R echt zunächst eingesetzt auf 
dem Gebiet der N eubautätigkeit. E ?  m u ß  m i t  a l l e m  
N a c h d r u c k  d i e  F o r d e r u n g  a u f g e s t e l l t  w e r ­
d e n ,  d a ß  d i e  N e u b a u t ä t i g k e i t  n a c h  w i e  v o r  
v o n  j e g l i c h e n  M a ß n a h m e n  d e r  Z w a n g s w i r t ­
s c h a f t  f r  e i z u  b l e i b e n  h a t  (daß sie außerdem  noch 
durch positive Maßnahmen gefördert w erden muß, davon 
w ird noch später die Rede sein). — (Schluß folgt.)

schulen für bildende K ünste, Land- und A m tsgericht 
am A lexanderplatz, K am m ergericht, T rianon  Theater, 
Deutsches Opernhaus, A dm iralspalast, ein E ingang zum 
Zoolog. G arten, das neue Aquarium  (Guanodon), Brüder­
gemeinde (K urfürstenstraße), K ünstlerhaus, Kempinskv. 
K erkaupalast; in der P rovinz: die Bahnhöfe von  Metz, 
Hamm und Görlitz, das Standesam t und die Sparkasse in 
Essen, Villa Hügel (Krupp) usw. Ein H auptarbeitsfeld 
w aren für ihn die großen A usstellungen, zu deren Aus­
schm ückung er z. T. vom R eichskom m issar beauftragt 
war: so der ornam entale Schm uck vieler B auten der Ge­
w erbeausstellung 1896, der P ariser W eltausstellung 1900, 
der A usstellung in L üttich  und der in St. Louis in den 
deutschen Abteilungen. Vieles h a t er in seinen W erken 
„Aus meiner K unstw erk stä tte“ veröffentlicht. __

ihrp^PooIV k°ndon der Zukunft. — Die Wohnungsfrage und 
ihre Gesetzgebung. — Wettbewerbe. — Tote. _
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